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Wir fordern:
Rücknahme der „Wohnunterstützung"
und Rückkehr zur Wohnbeihilfe!
Keine Einberechnung der Familien-
beihilfe ins Haushaltseinkommen! Ste ie rmark

Seite 2-3Wahl in Graz – Liste 5, Elke Kahr

84 Millionen Euro für den Kanal

Foto: Sigrid Schönfelder

Die Mur soll � ießen. Solche Bilder könnten bald der Vergangenheit ange-
hören. Für das Murkraftwerk werden tausende Bäume gefällt.

Graz, Landhaus

KPÖ-Sozial-
telefon

Haltung zeigen
Hoffnung geben
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AUFGABENSTELLUNG 
Mit der Erstellung des RVK G-GU wird einer langjährigen Forderung 
der Region entsprochen: Durch einen integrativen Ansatz 
zwischen Verkehrs- und Raumplanung sowie einer intensiven 
Zusammenarbeit mit den Regions- und GemeindevertreterInnen 
sowie der Kernstadt Graz stellt sich die Region den künftigen 
Anforderungen einer nachhaltigen Mobilität. 

Im Sinne eines integrativen Planungsansatzes wurde das 
Verkehrskonzept verkehrsmittelübergreifend (Öffentlicher, 
nichtmotorisierter und motorisierter Verkehr) erarbeitet. Die 
Ergebnisse dienen als Grundlage für die Maßnahmen und 
Bauprogramme sowie das Regionale Entwicklungsprogramm 
(REPRO) der neu definierten Planungsregion Steirischer 
Zentralraum (Bezirke Graz, Graz-Umgebung und Voitsberg). 

AUSGANGLAGE UND ANALYSE 
Der Planungsraum, insbesondere der Kernraum Graz, hat sich in 
den letzten Jahrzehnten als Hauptwirtschaftsraum der Steiermark 
etabliert. Seit der EU-Erweiterung 2004 wird die günstige Position 
als mitteleuropäische Region mit starker Bindung Richtung 
Südosten vermehrt von Politik und Bevölkerung als Chance 
wahrgenommen (z.B. Technologieachse Graz – Maribor, Baltisch-
Adriatische Achse, Vernetzung mit Westungarn). 

In der Regionalanalyse sind ausgehend von verkehrsrelevanten 
Einflussgrößen in der Region (wie z.B. Bevölkerungs- und 
Siedlungsentwicklung) verkehrs- und umweltpolitische Ziel-
setzungen sowie Rahmenbedingungen auf EU-, Bundes- und 
Landesebene dargestellt. 

In der Verkehrsanalyse wurden die vorhandene Qualität und die 
Erreichbarkeiten für die Verkehrsarten abgebildet. 

FUNKTIONSKONZEPT UND FUNKTIONALE 
BEWERTUNG DES VERKEHRSNETZES 
Das Funktionskonzept und die funktionale Bewertung des 
Verkehrsnetzes Graz und Graz-Umgebung orientieren sich an den 
Zielvorgaben der Regionalplanung bzw. einer umweltschonenden 
Aufgabenteilung für die Verkehrsträger.  

Das Funktionskonzept legt auf der Basis des REPRO und einer 
abgestimmten Raum- und Verkehrsentwicklung die zukünftige 
Siedlungsentwicklung fest, welche Verdichtungsgebiete vorrangig in 
den Einzugsgebieten der S-Bahn-Haltestellen vorsieht.  

Die funktionale Bewertung des Verkehrsnetzes repräsentiert die 
verkehrsmittelunabhängige Bedeutung der Verkehrsbeziehungen 
zwischen Siedlungsstandorten und Zentralen Orten, Freizeit-, 
Tourismus- und Wirtschaftsstandorten bzw. deren Erreichbarkeiten. 

 

ENTWICKLUNGSSZENARIEN 
Zur Abbildung der Verkehrsentwicklung für den Prognosehorizont 
2021 wurden die Szenarien "Trend" sowie "Raum und Umwelt " 
gegenübergestellt.  

Bei Fortschreibung der Trends in der Siedlungs- und 
Verkehrsentwicklung ist in Graz und im suburbanen Raum von 
Verkehrssteigerungen insbesondere beim motorisierten Individual-
verkehr auszugehen. 

Im Zielszenario "Raum und Umwelt" wird vom Einhalten der 
Umweltstandards im Verkehrsbereich ausgegangen. Eine 
Verringerung der Verkehrsbelastung im motorisierten Individual-
verkehr von rd. 10% ist mit der Entwicklung von kompakten 
Raumstrukturen und der Angebotssteigerung im Öffentlichen 
Verkehr erreichbar. Mit diesem Zielszenario ist auch der 
Paradigmenwechsel "nicht mehr die Infrastruktur folgt der 
Siedlungsentwicklung, sondern die Siedlungsentwicklung 
muss an die ÖV-Infrastruktur gekoppelt werden" erforderlich. 

REGIONALES VERKEHRSLEITBILD 
Im Regionalen Verkehrsleitbild einigen sich die regionalen 
Entscheidungsträger (Gemeinden des Bezirkes Graz-Umgebung, 
die Landeshauptstadt Graz und das Land Steiermark) auf folgende 
Leitsätze: 

 Sicherung einer fairen Mobilität 
 Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität 
 Sicherung der Finanzierbarkeit des regionalen Verkehrssystems 

 

Leitsatz Mobilität 
Die regionalen Entscheidungsträger tragen eine gemeinsame, über 
Gebietskörperschaften hinaus gehende Verantwortung für das 
Verkehrsgeschehen im Planungsraum und verpflichten sich zur 
Sicherung einer fairen Mobilität mit gleichen Mobilitätschancen für 
alle VerkehrsteilnehmerInnen. 

Dem sich abzeichnenden Paradigmenwechsel in der 
verkehrspolitischen Haltung der regionalen Akteure ist durch weitere 
Stärkung des Öffentlichen Verkehrs sowie des nicht motorisierten 
Individualverkehrs Rechnung zu tragen. 

 
Leitsatz Umwelt 
Die regionalen Entscheidungsträger bekennen sich, im 
verkehrspolitischen Bereich die gesetzlichen Umweltstandards für 
Lärm und Luftschadstoffe einzuhalten, um einen relevanten Beitrag 
zur Verbesserung der Umwelt- und Lebensqualität im steirischen 
Zentralraum zu leisten. 

Leitsatz Finanzierung 
Die regionalen Entscheidungsträger bekennen sich zur Anwendung 
von Finanzierungsmodellen und -instrumenten, durch die eine 
Umsetzung einer zukunftsfähigen regionalen Verkehrspolitik 
gesichert wird. Gesamtwirtschaftliche sowie umwelt- und 
energiepolitische Zielsetzungen ist der Vorrang vor einzelwirt-
schaftlichen Zielen und Interessen zu geben. 

in % 

Die Gegner des geplanten 
Steinbruchprojekts im Stü-

bingtal können weiter hoffen. 
Landesrat Lang (SPÖ) hat in einer 
Stellungnahme zugesagt,  „eine 
umfassende Evaluierung aller noch 
ausstehender Landschaftsschutzge-
biete in Auftrag zu geben“. 

Im Auftrag der Gemeinde 

Stübingtal:
Ho� nungsschimmer

Deutschfeistritz hat das Ingeni-
eursbüro für Biologie darüber hin-
aus ein Gutachten erstellt, das die 
Argumente gegen den geplanten 
Steinbruch zusammenfasst.

Es ist wichtig, dass sich die 
Bürger initiative weiterhin gegen 
die Verschlechterung der Lebens-
qualität ausspricht. 

Arbeiten Sie mit!
Der Gewerkschaftliche Linksblock ist die KPÖ-nahe 

Gewerkschafts- und Arbeiterkammerfraktion. Er setzt sich auf 
allen Ebenen gegen Verschlechterungen ein. Wir spielen aber 

nicht die Handlanger für die Regierungsparteien.

Um gegen Ungerechtigkeiten und Verschlechterungen 
in weiteren Betrieben ankämpfen zu können, suchen wir 

Menschen, die bereit sind, sich bei uns zu engagieren.

Kontaktdaten: 0677/ 612 538 99 
oder glb@glb-steiermark.at

Die Werbekampagne für die 
Gesundheitsreform des Lan-

des läuft auf Hochtouren. Unser 
Bezirk ist dabei durch geplante Spi-
talszusammenlegungen und Bet-
tenreduktionen in Graz betroff en.

Die Gesundheitsreform des 
Landes bedeutet in der Praxis 
überall Verschlechterungen, weil es 
dabei vor allem um Einsparungen 
beim Personal und beim medizini-
schen Angebot geht. Die Hausärzte 
sollen durch „Primärversorgungs-
zentren” ersetzt werden. Dieses 
Konzept soll der Bevölkerung mit 
großem fi nanziellem und Werbe-
aufwand schmackhaft gemacht 
werden.

K P Ö - L A b g .  C l a u d i a 
Klimt-Weithaler: „Die im ganzen 
Land stattgefundenen Präsenta-

tionen haben mehr Fragen auf-
geworfen als beantwortet. Aus 
heutiger Sicht gehen die Pläne 
an den Problemen im steirischen 
Gesundheitswesen vorbei. Es gibt 
in vielen Bereichen viel zu wenig 
Betten, lange Wartezeiten für Pa-
tienten ohne Zusatzversicherung, 
überlastetes Personal und keine 
gleichwertigen Alternativen.“

Das Ziel einer der Gesundheits-
politik darf aber nicht das Stopfen 
von Budgetlöchern auf Kosten 
von Personal und Patienten sein. 
Eine lückenlose und hochwertige 
Gesundheitsversorgung für alle 
Steirer, unabhängig von ihrem 
Wohnort und ihrem Einkommen, 
ist aus Sicht der KPÖ der oberste 
gesundheitspolitische Auftrag des 
Landes.

Die Gemeindezusammenle-
gungen haben für die Benut-

zer der öff entlichen Verkehrsmittel 
zwei Klassen von Pendlern geschaf-
fen. Beispiel Gratwein-Straßengel: 
Straßengel gehört zur Kernzone 
101, für die anderen Ortsteile gilt, 
dass man zwei Zonen durchqueren 
muss, um nach Graz zu kommen. 

Das ist unhaltbar. Der Ver-
kehrsverbund muss endlich zur 
Kenntnis nehmen, dass der Zen-
tralraum um Graz zusammen-
wächst. Deshalb schlägt die KPÖ 

Verbundlinie: Kernzone erweitern!
Auch Umlandgemeinden brauchen günstige Jahreskarte

vor, die Zone 101 auf alle Nachbar-
gemeinden von Graz auszudehnen 
und überall – wie in Graz – die 
günstige Monatskarte um 241 Euro 
anzubieten.

Das kostet Geld, aber es wäre 
ein großer Beitrag zur Entschärfung 
der Verkehrsprobleme. Schon jetzt 
geben die Gemeinden viel Geld aus, 
um die Monats- und  Jahreskarten 
der Menschen zu verbilligen, die 
nach Graz pendeln müssen.

Wenn die Gemeinden diese 
Summen direkt in den Verkehrsver-

bund einzahlen und auch das Land 
seinen Beitrag leistet, könnte in Sa-
chen öff entlicher Verkehr im Um-
land von Graz etwas weitergehen.

Eines ist sicher: Ständige Tarif-
erhöhungen lösen die Probleme 
nicht.

Spitalsreform: 
Es wird ernst

auf Ihrer Gemeinde/

Ihrem Magistrat

Eintragungswoche

23. bis 30. Jänner 2017
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Die Gemeinde Semriach hat  
die Sammlung von Sperrmüll 

und Problemstoffen  eingestellt 
und verweist auf das Privatunter-
nehmen Zuser. Dieses hat seinen 
Firmensitz in Peggau, Wegzeit von 
Semriach mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln bis zu 1,5 Stunden in 
eine Richtung. Alternativ bietet Zu-
ser auch eine Abholung des Mülls 

Zuser sammelt den Sperrmüll

Der Bezirk Graz-Umgebung 
ist die Nummer 2 in der 

Steiermark. Das zeigt die Lan-
desstatistik. Im Vorjahr hatte 
der Bezirk 148.830 Einwohner 
um 1733 mehr als ein Jahr zuvor. 
Nur 10.000 von ihnen haben 
eine ausländische Staatsbür-
gerschaft.

Dieses Gewicht könnte bes-
ser zur Geltung kommen, wenn 
es eine Bündelung der Kräfte in 
den Bereichen Wirtschaft und 
Verkehr gäbe.

SEMRIACH: 

NEUSEIERSBERG-PIRKA:

an. Das kostet natürlich extra, 
obwohl man schon Müllgebühren 
an die Gemeinde zahlt.

Es ist problematisch, die Müll-
entsorgung immer mehr zu priva-
tisieren. Die Firma Zuser hatte in 
Peggau übrigens mit Beschwerden 
von Anrainern wegen einer großen 
Umweltbelästigung zu kämpfen.

GU: Nummer zwei 
nach Graz Gemeinde als 

Anhängsel

Die Auseinandersetzung 
um die Shopping City 

Seiersberg hat viele Facetten. 
Der Gegensatz zwischen 
Stadt Graz und Gemeinde 
Seiersberg-Pirka ist nur eine 
davon. Es geht auch um die 
Konkurrenz der verschiede-
nen Betreiber von Einkaufs-
zentren, hinter denen sehr 
einfl ussreiche Persönlichkei-
ten stehen. 

Worum es aber nur am Rande 
geht, das sind die Arbeitsplät-
ze. Die Bedingungen, unter 
denen die Beschäftigten in 
der Shopping City arbeiten 
müssen, haben bisher kaum 
eine Rolle gespielt. Erst nach 
dem Urteil des Höchstgerich-
tes haben die Menschen, die 
sehr gut am Konsumtempel 
im Süden von Graz verdienen, 
die Arbeitsplätze entdeckt 
und nur von ihnen geredet. 
Dass die gleichen Unterneh-
mer ohne mit der Wimper zu 
zucken Arbeitsplätze vernich-
ten, wenn es ihnen richtig 
erscheint, das ist in keiner 
Zeitung gestanden.

Jetzt gibt es Gutachten und 
Gegengutachten, es gibt 
neue Landtagsbeschlüsse, 
welche die Rechtslage an die 
Vorstellungen der Betreiber 
anpassen. Wie das alles aus-
gehen wird, das steht aber in 
den Sternen.
Traurig ist nur eine Tatsache. 
Die Gemeinde und auch die 
Landesregierung haben sich 
in dieser Sache benommen, 
als wären sie bloße Anhäng-
sel einer Firma. 
Dabei sollte die Politik  Rah-
menbedingungen schaff en, 
an die sich alle halten müs-
sen.

F. St. Parteder

KOMMENTAR

Der neue Nahversorger in 
Neuseiersberg, (Mitterstraße/

Feldkirchnerstraße)  ist eine Berei-
cherung, da es in dieser Gegend 
kein Lebensmittelgeschäft gibt. 
Maria Müller (KPÖ) ist über diese 
Entwicklung erfreut.

Die Jahreskarte für Verbund-
linien der Zone 101 wird wieder 
von der Gemeinde gefördert. Auch 
die Errichtung von Frische-Inseln 

für die Ge-
meinde ist 
zu begrü-
ßen.

Der Gemeinderat hat das För-
derpaket für die neue Privatschule 
beschlossen. Es ist zu hoff en, dass 
die Ermäßigungen für Familien 
mit niedrigerem Einkommen die 
finanzielle Belastung in Zukunft 
abfedern werden.

Die Grazer Vizebürgermeisterin 
Elke Kahr (KPÖ) unternimmt 

eine Initiative zur Kostendämpfung 
der ORF-Gebühren.In einer Zeit, in 
der immer mehr Menschen jeden 
Euro zweimal umdrehen müssen, 
wird die Erhöhung der ORF-Ge-
bühren im Mai eine Zusatzbelas-
tung für die Bevölkerung bringen. 
In der Steiermark ist dieser Beitrag 
österreichweit am höchsten, weil 
das Land zusätzlich eine eigene 
Abgabe einhebt. 

Die Steirer sollen dann 26,73 
Euro im Monat zahlen. Die darin 
enthaltene Landesabgabe steigt 
mit, von 5,40 Euro auf 5,80 Euro 
monatlich.

Von dieser Abgabe fl ießen 50% 
Prozent in die Kultur, vier Prozent 

Neuer Nahversorger

Maria Müller

ORF-Gebühr steigt
in den Sport, 46 Prozent sind ohne 
Zweckbindung und dienen zum 
Stopfen der Budgetlöcher. Die 
Salzburger Landesregierung hat 
als Kostendämpfungsmaßnahme 
beschlossen, diese Landesabgabe 
nicht anzuheben.

Elke Kahr fordert die steirische 
Landesregierung auf die Höhe der 
Landesabgabe zumindest einzufrie-
ren: „Darüber hinaus ist es nicht 
einzusehen, dass fast die Hälfte 
davon beispielsweise für die Fi-
nanzierung der Parteienförderung 
verwendet werden kann. Deshalb 
verlange ich, die Landesabgabe 
zum GIS-Beitrag um 46 Prozent 
zu kürzen, damit die ORF-Gebüh-
renerhöhung in der Steiermark 
abgefedert werden kann.“

LAbg. Claudia 
Klimt-Weithaler 

Tel. 
0316 / 877 5104

ltk-kpoe@
stmk.gv.at

Aufgrund einer fehlerhaften 
Berechnung haben Bezieher 

von AMS-Leistungen mit minder-
jährigen Kindern einen zu geringen 
Ergänzungsbetrag erhalten. Wer im 
Zeitraum von 1.9.2010 bis 23.2.2016 
eine Leistung vom AMS (Arbeits-
losengeld, Notstandhshilfe, Weiter-
bildungs- oder Umschulungsgeld 
oder Pensionsvorschuss) und für 
Kinder einen Familienzuschlag 
erhalten hat, kann mit Antrag beim 
AMS prüfen lassen, ob Anspruch 
auf eine Nachzahlung besteht. 
Ein weiteres Kriterium für einen 
Anspruch auf eine Nachzahlung 
ist, dass die Bemessungsgrundlage 
während dieses Zeitraumes zumin-
dest für einen Tag zwischen 1.210 
und 2.360 Euro betragen hat. Die 
Bemessungsgrundlage fi ndet man 
auf den Mitteilungen des AMS über 
den Leistungsanspruch.

Nachzahlung beim 
AMS-Familienzuschlag
Nachzahlung vom AMS 
nach Urteil des Verwal-
tungsgerichtshofes




